
































sere Arbeitnehmer nicht und er nützt ihnen nichts. In drei entscheidenden Fra­
gen hat die SPD dieses Landes versagt: In der Frage der Arbeitslosenbe­
kämpfung hatte sie kein Rezept. In der Frage der Sicherung der Nettolöhne 
durch Steuersenkung schon ab 1980 hat sie sich verweigert. Und in der Frage 
der Energiesicherung faßt die Eppler-Partei Beschlüsse ohne Verantwortung 
für das wirtschaftliche Schicksal unseres Landes. Wer so verantwortungslos re­
det, dem kann man keine Verantwortung übertragen. 

2. Die bildungspolitische Situation 

a) Was wir geleistet haben 
Baden-Württemberg ist unter Führung der CDU nicht nur ein wirtschaftsstarkes 
Land geworden. Es hat auch im Bereich der Gesellschafts- und Sozialpolitik 
Spitzenplätze erobert, die es zu verteidigen gilt. Denken wir an die Versorgung 
mit Lehrern in den Schulen, die die beste unter allen Flächenstaaten des Bun­
desgebietes ist. Oder denken wir an den Hochschulreichtum bei uns im lande. 
Rund 10 000 Studenten aus anderen Bundesländern studieren bei uns, mehr 
als baden-württembergische Studenten außerhalb unseres Landes. In der 
finanziellen Ausstattung der wissenschaftlichen Forschung belegen wir 
Platz 1. Für die Theater, die Orchester und Museen, die Ausbildung junger 
Musiker, für die Künstler leisten wir Vorbildliches und Anerkanntes. 

Bei der Inneren Schulreform hin zu einer kindgerechten Schule, die ihren er­
zieherischen Auftrag erfüllt, die Kinder entlastet und sie rundherum fördert, 
sind wir das Land, von dem bahnbrechende Impulse ausgegangen sind. Wir 
haben das Heimat-, das Geschichts- und das Landesbewußtsein gepflegt, 
die Vereine und den Sport im großen Stil gefördert. Auch die staats- und bil­
dungspolitische Arbeit der Vertriebenen wurde nicht vergessen. In welchem 
Land hätten die Feiern zum 25jährigen Bestehen des Landes solchen Anklang 
finden können? Wo wäre etwas wie eine Stauferausstellung dieser Größe mög­
lich gewesen? Wo eine solche Begeisterung wie bei den Heimattagen Baden­
Württemberg? Wir sagen Ja zu einem freien und weltoffenen , aber auch zu ei­
nem sittlich verantwortlichen und heimatverbundenen Bildungs- und Kultur­
leben unseres Landes. 

b) Was sich die Opposition geleistet hat 
Die Eltern unseres Landes haben nicht gegen gleichmacherische Gesamt­
schulen und rote Bildungsinhalte in „Rahmenrichtlinien" protestieren 
müssen. Kommunisten und Rechtsextremisten als Lehrer haben wir konse­
quent verhindert. Es ist auch nur die Sache von SPD und FDP gewesen, noch 
immer einer falschen Theoretisierung und Akademisierung der Bildung das 
Wort zu reden. Während die Schulen vielfach durch verfrühte Verwissenschaft­
lichung Schaden nehmen, leiden die Universitäten unter einer falschen Ver­
schulung. SPD und FDP auch sind es, die jeden , der Lehrer werden möchte, 
ohne Rücksicht auf Bedarf und Finanzierbarkeit beim Staat auf Lebenszeit 
einstellen wollen. 
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Die Linken möchten mit der Bildungspolitik einen neuen Menschen erreichen, 
um damit eine neue Gesellschaft zu errichten. Dies widerspricht unserer politi­
schen Grundauffassung und unserem christlichen Menschenbild. Die Kinder 
und Jugendlichen Baden-Württembergs sind uns nicht zu Experimenten einer 
Umerziehung anvertraut, sondern um sie auf ihr eigenes Leben vorzubereiten. 
Ein leistungsfähiges Bildungssystem ist uns wichtiger als ein sogenanntes fort­
schrittliches, das durch Gleichmacherei und Verzicht auf Leistung letztlich rück­
schrittlich wäre. Und eine junge Generation , die mit den erreichten Bildungs­
abschlüssen auch praktisch etwas anfangen kann, ist uns lieber als eine 
Generation, vor der wir uns eingestehen müssen, ihr falsche Hoffnungen ge­
macht zu haben. 

Die Jugend unseres Landes hat dies anerkannt: 1976 gab uns praktisch jeder 
zweite Jungwähler seine Stimme. Auch bei der Europawahl 1979 ist die CDU 
Baden-Württembergs in allen Altersgruppen vorn gelegen. 

3. Die soziale Situation 

a) Was wir geleistet haben 
Die CDU unseres Landes hat auch in der Gestaltung der sozialen Verhältnisse 
auf vielen Feldern Baden-Württemberg an die Spitze geführt. Unser Land ist auf 
Platz 1, ob wir an die Kindergartenplätze denken, die Sozialstationen, die 
Suchtmittelbekämpfung, die Rehabilitation der Behinderten, das weite und 
immer wichtiger werdende Feld der Familienpolitik. Mit dem Familiengeld 
haben wir einen Meilenstein auf dem Weg zur Anerkennung der Tätigkeit von 
nichtberufstätigen Müttern gesetzt. 

Wir haben große Anstrengungen auf neuen Gebieten unternommen, z. B. bei 
der Stadt- und Dorferneuerung und der Denkmalpflege. Wir haben alle Lan­
desteile gefördert, um vergleichbare Lebensverhältnisse zu schaffen. Ordnet 
man die 230 Landkreise der Bundesrepublik nach ihrer Strukturstärke, so ergibt 
sich eine bemerkenswerte Rangfolge: Im ersten Drittel dieser 230 Landkreise 
befinden sich 26 unserer 35 Kreise. Im zweiten Drittel befinden sich die übri­
gen baden-württembergischen Landkreise. Im dritten Drittel ist kein einziger 
Landkreis unseres Landes vertreten. 

Im Umweltschutz können wir stolz auf das Geleistete blicken und feststellen : 
Die Müllkippen sind verschwunden. Die Gewässerqualität hat sich entschei­
dend gebessert - in den vergangenen Jahren teilweise um 30 bis 40 Prozent. 
Wir haben das modernste Naturschutzgesetz im Bundesgebiet. 16 Prozent 
der Landesfläche unterstehen dem Natur- und Landschaftsschutz. Unser 
Landschaftsverbrauch ist trotz aller Probleme noch so gering , daß wir mit 90 
Prozent nichtbebauter Fläche nach Bayern und Schleswig-Holstein die „ mei­
ste Natur" haben. Ja, wir haben es fertiggebracht, nicht nur das industriereich­
ste Land der Bundesrepublik zu sein , wir produzieren auch am wenigsten Abfall 
pro Beschäftigten , wir sind das zweitgrößte Fremdenverkehrsland der Bundes­
republik , das mit den meisten Bädern, den meisten Solaranlagen, der bestge-
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förderten Landwirtschaft. Uns ist es gelungen, was grüne und rote Mode­
theorien nicht für möglich halten: Die Versöhnung von wirtschaftlichem 
Erfolg mit sozialen Leistungen, von technischem Fortschritt mit gesunder 
Natur und einer lebenswerten Umwelt. 

b) Was sich die Opposition geleistet hat 
Die Linke in unserem Land will das nicht wahrhaben. Für sie ist Umweltschutz 
ein Vorwand zur schleichenden Systemveränderung. Sie hat um die Kern­
energiefrage einen Glaubenskrieg entfacht, den sie selbst nicht mehr be­
herrscht. Sie fordert immer mehr sogenannte staatliche Humandienstlei­
stungen - also öffentliche Fürsorge für den Bürger - aber sie verkennt, daß wir 
auch darin bereits einen Spitzenplatz zu verteidigen haben und daß deshalb nun 
andere Probleme vordringlicher sind. Die sogenannten progressiven Kräfte be­
kritteln unsere Familienpolitik, weil für sie die Familie eine überholte Institu­
tion ist. Sie werden uns Prüfsteine der Sozialpolitik vorlegen und müßten doch 
anerkennen, daß die sozialen Verhältnisse in Baden-Württemberg vorbildlich 
sind. 

Wir fragen die Bürger: Was hätten denn SPD und FDP nun wirklich besser ge­
macht? Hätten sie verantwortlicher gehandelt? Sind sie sozialer? Da, wo Sozia­
listen in der Regierung stehen, haben sie bewiesen , daß sie das nicht sind. Sie 
nennen sich sozial , aber sie wollen nur den Sozialismus. 

4. Die Situation der Freiheit 

a) Was wir geleistet haben 
Die CDU Baden-Württemberg hat schließlich Bedeutendes geleistet, um das 
Verhältnis des Bürgers zum Staat zu verbessern. Wir haben den Bonner Zen­
tralismus attackiert, sei es in der Bildungspolitik, der Verkehrspolitik oder der 
Finanzpolitik. Wir sind konsequent für eine Rückgabe der inflationsbedingten 
Mehreinnahmen des Staates an den Bürger eingetreten. Wir haben Bürger­
nähe zu einem Markenartikel gemacht und dabei den Umfang der Gesetze, 
Verordnungen und Statistiken verringert, Zuständigkeiten „ nach unten" verla­
gert, Maßnahmen für eine bessere Verwaltungspraxis ergriffen. Unser Minister­
präsident Lothar Späth hat im Unterschied zu Oppositionschef Eppler seine 
vornehmliche Aufgabe nicht darin gesehen, mit irgendwelchen politischen 
Theorien seine Partei in Bonn zu bedrängen , sondern mit politischer Praxis den 
Bürgern im lande zu helfen. Bürgernähe setzt eben auch voraus, daß man 
mit den Bürgern reden kann und will. 

Wir haben die Innere Sicherheit erheblich verbessert; für die Stärkung der Poli­
zei gaben wir in den letzten Jahren Milliarden aus und im Bundesrat haben wir 
uns konsequent für den Schutz der rechtstreuen Bürger eingesetzt, gegenüber 
Kriminalität und Terror. Dazu war gerade in den vergangenen Jahren Anlaß 
genug. Die CDU war es auch, die dem konzentrierten Feuer interessierter 
Kreise beim Thema Extremistenerlaß nicht nachgegeben hat und dafür auch 
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die öffentliche Schelte hingenommen hat, im Bewußtsein, das Notwendige im 
Interesse unserer Demokratie zu tun und dafür vom Bürger unterstützt zu wer­
den. Die CDU ist in der Frage der Abwehr von Verfassungsfeinden aus dem öf­
fentlichen Dienst nicht auf einem Auge blind, sondern ihre Ablehnung gilt 
Links- und Rechtsextremisten. Das rechtsstaatliche Prüfungsverfahren, in 
dem sogenannte Jugendsünden und Bagatellfälle nicht berücksichtigt werden, 
ist einem liberalen Rechtsstaat angemessen. 

b) Was sich die Opposition geleistet hat 
Was war die Haltung der SPD und der FDP in diesen Fragen? Waren sie bereit, 
die Interessen des Landes gegenüber den Genossen in Bonn zu vertreten oder 
haben sie Parteipolitik vor Landespolitik gesetzt? Waren sie bereit, den Bür­
ger vor einer immer drückenderen Steuerlast zu befreien oder mußten sie nach 
dem Wahlkampffahrplan aus Bonn handeln? Haben sie sich an unserem Be­
mühen um mehr Bürgernähe mit eigenen Vorschlägen beteiligt, um wieder 
mehr Freiheit, Privatinitiative und Selbstverantwortung zu schaffen, oder haben 
sie an unserer zähen Arbeit nur herumgemäkelt? Haben sie dieses freiheitliche 
Baden-Württemberg davor bewahrt, in den Schmutz gezogen und als , ,Schnüf­
felstaat" bezeichnet zu werden, oder waren es nicht gerade sie selbst, die 
diese „Berufsverbot-Kampagnen" schürten und sich dabei nicht scheu­
ten, zusammen mit Kommunisten aufzutreten? Wohin man sieht: SPD und 
FDP standen nicht auf der Seite des Bürgers - wenn schon nicht in der Opposi­
tion, was würden sie dann erst in der Regierung anstellen? 

Die Bilanz ist positiv für die CDU- auch wenn wir nicht bestreiten wollen , daß wir 
Fehler gemacht haben, daß wir nicht alles verwirklichen konnten und daß neue 
Probleme vor uns stehen. Aber die CDU Baden-Württemberg hat auch nicht 
die Absicht, sich nach getaner Arbeit aus der Verantwortung zurückzuzie­
hen. Die neuen Aufgaben fordern uns so sehr wie die bisherigen . Und wir wollen 
und werden sie so wie die bisherigen Aufgaben auch lösen. Die CDU Baden­
Württemberg kann dabei ein großes Kapital an Vertrauen und Erfahrung in die 
künftige Regierungsarbeit einbringen . Wir können getrost vor den Bürger 
hintreten und erneut um seinen klaren Vertrauensbeweis bitten. 
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II. Die Alternativen 

1. CDU oder SPD/FDP 

Zunächst stehen unsere Mitbürger einfach vor der Frage, ob die bisherige er­
folgreiche Landespolitik der CDU, die mit den Namen Hans Filbinger und Lothar 
Späth verbunden ist, fortgeführt werden soll oder ob sie einen Regierungs­
wechsel wollen. 
Es geht um die Frage „Kontinuität durch Sicherung und Ausbau" oder 
„Veränderung durch Ideologie und Experimente". Welchen Grund sollten 
unsere Bürger haben, ein Linksbündnis aus SPD und FDP zu wählen? Beide 
Parteien haben landespolitisch keinen Stich getan. Die CDU dagegen hat sich 
voll auf die Landespolitik konzentriert und sie ist mit diesem Land in vielfäl­
tiger Weise verbunden. 

2. Lothar Späth muß Ministerpräsident bleiben 

Es geht weiter um die Alternative Lothar Späth oder Eppler. Der Oppositionsfüh­
rer im Landtag hat auch in den vergangenen vier Jahren die über ihn weit ver­
breiteten Urteile gerechtfertigt. Er hat sich erneut als jemand erwiesen, der Miß­
stände für das Ganze nimmt und so ein verzerrtes Bild von der Wirklichkeit 
zeichnet. Der nicht mit dem Bürger spricht, sondern über ihn hinweg. Dem 
Rechthaberei wichtiger ist als eine praktische Lösung. Der seine innerparteili­
chen Kritiker in einer Weise sogar öffentlich schulmeistert, die Mitgefühl für 
seine Opfer aufkommen läßt. Der in seinem Eifer zwar noch einige Gesin­
nungsgenossen hat, aber keine Freunde und Verbündeten mehr. Eppler hat 
sich in seiner Partei isoliert und er hat die SPD im lande isoliert. Die CDU be­
klagt dies nicht, sie stellt es fest und fragt: Was würde ein Ministerpräsident Epp­
ler erst mit einem Land machen, wenn schon der Parteivorsitzende Eppler aus 
seiner Partei eine Eppler-Partei gemacht hat? 

Als Kandidat der Linken, selbst in der SPD, fehlt ihm die Integrationskraft, ja 
schon der Wille zum Kompromiß und es fehlt ihm damit in unserem lande mit 
seinen Bürgern , die einen Sinn für das Praktische, das lebensbejahende und 
das Freiheitliche haben, eine entscheidende Führungseigenschaft. Dieses 
Land ist keine Spielwiese für einen sozialistischen Weltverbesserer. 

Die Baden-Württemberger wollen jemanden in der politischen Verantwortung, 
mit dem sie sich verbunden fühlen , der aus ihrer Mitte kommt, der mit ihnen lebt, 
der sie versteht, in dem sie ihre eigenen Eigenschaften wiederfinden, mit denen 
sie dieses Land geprägt haben. 
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3. Die Verantwortung des Landes im Bundesrat 

Am 16. März 1980 geht es auch um die Stellung Baden-Württembergs im Bund. 
Das Grundgesetz spricht sich für eine Mitwirkung der Länder an der Politik des 
Bundes aus. Diese Mitwirkung geschieht selbstverständlich nach den politi­
schen Grundsätzen, die auch unsere Landespolitik kennzeichnen und für die 
uns die Bürger den Auftrag gegeben haben. Wir haben im Bundesrat viele Feh­
ler der Bonner Koalition korrigiert und für die Interessen ganz Deutschlands ge­
nutzt. Die kommende Wahl entscheidet darüber, ob es zu einer politischen 
Gleichschaltung mit der gegenwärtigen Bundesregierung und zu mehr Zentra­
lismus kommen soll , oder ob die Politik des Bundesrates auch in Zukunft 
mehrheitlich von den CDU/CSU-regierten Ländern getragen wird. 

4. Abrutschen in den Sozialismus 

Vor allem stehen unsere Bürger vor grundlegenden politischen Weichenstel­
lungen. Wer als Wähler vor der Frage steht, wieviel Sozialismus es bei uns ge­
ben soll, der muß wissen, in welchem Zustand sich der Sozialismus heute 
befindet und welche Folgen er für ein Land hat. 

Die sozialistische Ideologie stammt aus dem vergangenen Jahrhundert. Sie ist 
eine Ideologie der Gleichmacherei statt der persönlichen Freiheit. In der Bil­
dungspolitik und der Steuerpolitik, in der Familienpolitik, der Rechtspolitik und 
der Sozialpolitik sieht der Sozialismus die Möglichkeit, den Menschen und die 
Gesellschaft zu nivellieren, aus dem Einzelnen nur noch ein Duplikat eines 
Einheitsmenschen zu machen, Leistungen zu bestrafen und persönliche 
Bindungen abzubauen und zu zerstören, um ihn dann umzuerziehen. Diese 
verheerende Mischung aus Dirigismus und Gewährenlassen, der Zunahme 
äußerer Normen des Staates bei Abbau der inneren Normen im Menschen muß 
ein Land zwangsweise in tiefe innere Krisen stürzen . 

Der Sozialismus ist weiter eine Ideologie des Kollektivismus statt der gesell­
schaftlichen Freiheit. Die Soziale Marktwirtschaft und die wirtschaftliche Selb­
ständigkeit sind nicht einmal sein Ziel , er will mehr Kollektivismus und mehr 
Staat, ob für die Wirtschaftssteuerung, ob bei der Vermögensbildung , im Ge­
sundheitswesen oder bei den Medien. Der Sozialismus hat noch immer nicht 
seinen Frieden mit dieser unserer freiheitlichen Wirtschafts- und Gesell­
schaftsordnung gemacht. Die Programmaussagen der SPD belegen dies 
eindrücklich. 

Dadurch stehen die Sozialisten heute vor unlösbaren Problemen: Die marxisti­
schen Elemente ihrer Chefideologen passen nicht zu einer Politik der 
praktischen Bewältigung von selbsterzeugten Krisen. Die Strategie der Um­
verteilung ist unvereinbar mit der gleichzeitig betriebenen Wachstumskritik 
und einer politisch gewollten Gefährdung der wirtschaftlichen Entfaltungsmög­
lichkeiten. Das Streben nach immer mehr Staat steht im Widerspruch zur man-
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gelnden Bereitschaft, den Staat gerade da handlungsfähig zu machen, wo er 
es sein muß: Im Bereich der inneren und äußeren Sicherheit. 

Die Dauerkritik von links an unserer Gesellschaftsordnung ist nicht die Folge, 
sondern vielmehr die Ursache für eine verbreitete Unsicherheit und Ab­
wendung gerade der jungen Generation. Die hemmungslose Befriedigung 
heutiger Konsumwünsche und einer selbsterzeugten Erwartungshaltung 
geht auf Kosten unserer wirtschaftlichen Möglichkeiten und unserer Staats­
finanzen in der Zukunft. Die Fehler heutiger sozialistischer Politik werden nicht 
zum Anlaß einer Kurskorrektur in Richtung auf mehr Freiheit genommen, son­
dern ziehen nur noch radikalere Forderungen nach sich. 

Mit anderen Worten: Der Sozialismus ist eine schiefe Ebene. Er kann nicht 
funktionieren . Er gerät in innere Widersprüche und in Widersprüche zur Wirk­
lichkeit. Er ist nicht handlungsfähig. Seine Ideologen werden damit noch radika­
ler. Doch vor dem Wähler kann er nur bestehen, wenn er gerade nicht mit seinen 
eigentlichen Zielen wirbt. Diese Widersprüche haben nicht unser Land unre­
gierbar, wohl aber die SPD regierungsunfähig gemacht. Nach dem Berliner Par­
teitag der SPD gilt: Die SPD darf nicht machen, was sie will und sie darf nicht 
sagen, was sie macht. 

In dieser Situation kommt der CDU, ob in der Regierung bei uns im Land oder 
noch als Opposition im Bund eine strategische Haltefunktion zu : Was wäre, 
wenn es die CDU nicht gäbe, kann man ablesen an dem, was die SPD als Partei 
eigentlich will. Doch das Schlimmste zu verhindern, ist zu wenig. Notwen­
dig ist, das Richtige zu tun. Das Richtige für die Freiheit unserer Bürger, die 
Sicherheit unseres Landes und die Zukunft unserer Wirtschaft. Jede Wahl , auch 
die am 16. März 1980, ist eine Möglichkeit, dem Sozialismus die Grenzen zu 
setzen, die er sich selbst nicht setzen will. 

5. Mit der FDP gegen den Sozialismus? 

Diese Grenzen setzt auch nicht die FDP. Sie hat ihre liberale Substanz und da­
mit auch ihr Gewicht, ja den Sinn ihrer Eigenständigkeit, verloren. Der Wäh­
ler hat dies auch zum Ausdruck gebracht. Wer seit über 10 Jahren mit der SPD 
regiert und in der weit überwiegenden Zahl aller Linksbündnisse in Bund und 
Ländern erst dadurch der zweitstärksten Partei zur Mehrheit verholfen hat, der 
kann nicht mehr liberal sein, ja er hat nicht einmal mehr die Freiheit, den Koali­
tionspartner zu wechseln. Die FDP ist an die SPD gekettet. Sie gibt vor, zu 
korrigieren, was erst sie ermöglicht: Die Herrschaft der SPD. Das ist nicht 
glaubwürdig. Der Erfolg der CDU Baden-Württemberg beruht auch darauf, daß 
der Bürger in der CDU jene liberalen Elemente gefunden hat, die er bei der 
FDP vermißt. Daran hat sich nichts geändert, auch wenn die FDP in der Zeit vor 
den Wahlen gerne ihre liberale Unschuld beweisen möchte. Die historische 
Tatsache, daß die FDP den Sozialismus in der Bundesrepublik nach Kräf­
ten gefördert hat, ist aber das Entscheidende. Wenn nun die FDP vorgibt, in 
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der Koalitionsfrage offen zu sein, tatsächlich aber Forderungen erhebt, die sie 
nur mit der SPD verwirklichen könnte, dann täuscht sie den Wähler. 

6. Die Grünen als Alternative? 

Täuschung des Wählers ist es auch , aus dem Bedürfnis der Menschen nach 
Gesundheit und Natur, nach Sicherheit und Orientierung eine politische Pro­
testbewegung zu machen, die dem Wähler als „ Grüne Partei" angeboten wird. 
Tatsächlich handelt es sich hier weithin um eine außerparlamentarische Op­
position von Personen und Gruppen, die noch weit links von der SPD stehen. 
Der Umweltschutz dient als Deckmantel und Mittel, um das zu erreichen, 
was die linke Szene, z. B. mit ihrem Kampf gegen die Westintegration der Bun­
desrepublik, die Wiederbewaffnung , die Notstandsgesetze oder freie und lei­
stungsfähige Hochschulen in den fünfziger- und sechziger Jahren nicht erreicht 
hat. Die Grünen sind keine sachlich ernstzunehmende politische Partei, 
weil sie aus einer Anti-Haltung heraus leben und den Eindruck zu erwecken 
suchen, alle Probleme und Aufgaben seien aus einem Punkt heraus zu sehen 
und zu lösen. In dieser Situation laufen viele über die technologische Entwick­
lung unserer industriellen Welt ernsthaft besorgte Mitbürger Gefahr, für politi­
sche Ziele mißbraucht zu werden, die sie selbst gar nicht anstreben . Der Um­
weltschutz selbst ist eine zu ernste Sache, um als Stimmenfang für die Linke zu 
dienen. 

Die zukünftigen Probleme werden nicht gering sein. Die Bevölkerungsent­
wicklung, die Energieversorgung, unsere Chancen auf den Weltmärkten, 
die öffentlichen Schulden - all dies sind erhebliche Vorbelastungen. Aber: Die 
CDU Baden-Württemberg hat in allen Widrigkeiten unserer Tage dieses Land 
an die Spitze geführt. Sie ist bereit und in der Lage, seine herausragende 
Position auch in der Zukunft zu sichern und auszubauen. Darum wird es in 
den achtziger Jahren im lande gehen. Wir versprechen nicht das Paradies. 
Aber wir stehen dafür, daß dieses Land sich in Ruhe weiterentwickeln kann. 

Dies heißt, in der Zeit von 1980 bis 1984 Antworten auf drei zentrale Fragen zu 
finden: 

Wie wird die wirtschaftliche Zukunft des Landes gesichert? 
Wie erreichen wir eine menschengerechte Umwelt? 
Wie schaffen wir mehr Freiheit und weniger Kollektivismus? 
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III. Das Programm 

Die CDU Baden-Württemberg verspricht den Bürgern unseres Landes, ihre 
Kraft auf diese drei Fragen zu konzentrieren . Sie kann nicht Ergebnisse garan­
tieren, sie kann aber ihren entschlossenen Willen dokumentieren und ihr ehr­
liches Bemühen zusagen. Was nehmen wir uns dabei konkret vor? 

1. Wir sichern 
die wirtschaftliche Zukunft unseres Landes: 

Die Wirtschaftskraft Baden-Württembergs zu sichern und auszubauen ist un­
sere wichtigste Aufgabe. Diese Wirtschaftskraft ist die Grundlage für alle 
anderen Bereiche, seien es genügend Arbeitsplätze, ausreichende Steuer­
kraft oder die allgemeine Wohlfahrt. Unser Land ist deshalb stark, weil es über 
hervorragende Arbeitnehmer verfügt, hoch entwickelt ist, eine vielfältige, mittel­
ständische Wirtschaftsstruktur hat und exportstark ist. Hinzu kommt, daß die po­
litischen Rahmenbedingungen , insbesondere in der Energiepolitik und in der 
Ordnu.ngspolitik richtig gesetzt sind, soweit wir das im lande tun können. Alle 
diese Trümpfe Baden-Württembergs wollen wir behalten und noch verbessern. 

Die internationale Konkurrenz wird härter. Die Abhängigkeit vom 01 wird zu 
einem bedrängenden Problem, 01 wird eine zunehmend unsichere Energie­
quelle. Unsere Energie- und Rohstoffbasis und die Entwicklung neuer Energie­
träger und Energietechnologien müssen wir immer teurer bezahlen, das können 
wir nicht nur mit mehr Dienstleistungen tun, sondern vor allem mit dem Export 
hochwertiger Produkte. Die Grenzen der Expansion auf einzelnen Märkten 
werden sichtbar. Die Zahl derer, die in den 80er Jahren bei uns Arbeit suchen, 
nimmt aufgrund der Bevölkerungsentwicklung erheblich zu . Die finanziellen 
Möglichkeiten des Staates zur Bewältigung dieser Probleme können dagegen 
kaum mehr wachsen. Dies zusammengenommen bedeutet, den wirtschaftli­
chen Fortschritt unseres Landes zu fördern , wo es nur geht. Wir wollen wirt­
schaftliches Wachstum - nicht als Selbstzweck, sondern als Voraussetzung 
und Mittel der materiellen Bedürfnisbefriedigung. Wirtschaftlicher Fortschritt 
heißt aber vor allem technischer Fortschritt, sichere Energie und strukturel­
ler Fortschritt. 

a) Förderung des technischen Fortschritts 
Die CDU wird ein Programm zur Förderung der Technologie vorlegen , das 
drei Komponenten enthalten wird: 
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- In Zusammenarbeit mit der Wirtschaft und bezogen auf die Wirtschaftsstruk­
tur des Landes sollen eigene Projekte der Grundlagenforschung und der 
anwendungsorientierten Großforschung finanziert werden . Allgemein muß 
die Forschungskapazität der Universitäten verbessert werden . 

- Eine zweite Komponente besteht darin, vielversprechende aber finanziell 
risikoreiche Neuentwicklungen einzelner Unternehmen gezielt zu unterstüt­
zen , sofern der Nutzen der Innovation im allgemeinen wirtschaftlichen Interesse 
liegt. 

- Die bisherige Technologieförderung wird insoweit verändert, als sie stärker 
regionalisiert wird und insbesondere auch den Kenntnisstand über bereits 
vorhandene Technologien bei den Unternehmen verbessern hilft. 

- Zur angemessenen Förderung der Technologie gehört aber auch, die neuen 
Entwicklungen in unserem lande für den Bürger aufzuschließen. Deshalb wer­
den wir eine Forschungs- und Demonstrationsstelle für Technologie ein­
richten, in der nicht nur auf dem Gebiet der Bewertung technologischer Ent­
wicklungen gearbeitet wird , sondern auch der Bürger den Umgang mit mo­
derner Technologie kennenlernen soll. Diese Einrichtung soll die Arbeit des 
Technischen Landesmuseums ergänzen . 

b) Für eine sichere Energieversorgung 
- Die Abhängigkeit vom 01 müssen wir senken und den Eintritt in das „Nachöl­
zeitalter" vorbereiten. Die Grundlagen unserer Energiepolitik beruhen auf 
einer klaren Konzeption, die die Landesregierung mit ihren Energiepro­
gramm von 1975 und seiner Fortschreibung ab Anfang 1980 formuliert 
hat. Dieses Energieprogramm wollen wir umsetzen. Das heißt z. B.: Im Aus­
bau des Fernwärme- und Erdgasnetzes unternehmen wir weiter besondere An­
strengungen . Wir werden wie bisher bei der Stromerzeugung auch auf Kohle 
setzen, wobei es auch hier nicht zu übersehende Umweltprobleme gibt. 

- Wir werden alles Erforderliche tun, um den Bau der Kernkraftwerke Nek­
karwestheim II, Phillipsburg II und - im Falle entsprechender Gerichtsent­
scheidungen - den Bau des Kernkraftwerks in Whyl zu ermöglichen. Wir hal­
ten dabei insbesondere in diesem Bereich eine grenzüberschreitende Zusam­
menarbeit und Planung für dringend erforderlich. Wir unterstützen den Bund in 
den ihm obliegenden Aufgaben der Wiederaufbereitung und der Entsorgung 
von atomaren Abfällen . Auf Sicherheit und Umweltverträglichkeit der Kraft­
werke legen wir den größten Wert . 

- Wir führen unser im Herbst 1979 fortgeschriebenes Energiesparprogramm 
fort , mit ihm werden wir die rationelle Energieverwendung fördern , und wir 
werden schon wie bisher auch neue Energiequellen tatkräftig sichern . 

c) Neue Schwerpunkte bei der Arbeitsmarktpolitik 
Die CDU Baden-Württemberg will das in ihren Kräften stehende tun, um den Ar­
beitsmarkt der Zukunft im Interesse der Arbeitnehmer und der Wirtschaft auf die 
zukünftigen Entwicklungen einzustellen. Dies heißt konkret: 
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Dem Trend einer übersteigerten Orientierung am Abitur wollen wir entge­
genwirken durch einen weiteren Ausbau attraktiver Alternativen der qualifi­
zierten beruflichen Bildung und durch verbesserte Informationen über die Ent­
wicklungen am Arbeitsmarkt für Akademiker. Der Ausblick auf die günstigen 
Zukunftschancen, die mit einer praxisorientierten Ausbildung verbunden sind, 
soll dazu beitragen , daß die Studienanfängerquoten nicht noch weitersteigen. 
Wir setzen bei der Berufsbildung auf die Partnerschaft von Schule und Wirt­
schaft (das „duale System"), weil sie Praxisnähe und hohes Niveau gewähr­
leistet. 

Die berufliche Fortbildung wollen wir zu einem neuen Schwerpunkt der 
Arbeitsmarktpolitik machen. Die drohende Facharbeiterlücke müssen wir 
abwenden. Die Entwicklungen bei Technologie und Export haben neue Anfor­
derungen und Chancen am Arbeitsmarkt zur Folge. 

d) Weiterentwicklung der mittelständischen Wirtschaft, des ländlichen 
Raums und der Verkehrspolitik 
- Unsere bisherige Mittelstandsförderung, insbesondere die Maßnahmen 
zugunsten von mehr Selbständigkeit, führen wir fort . Eine neue Komponente 
dieser Politik wird es sein, die dafür vorgesehenen Mittel insbesondere in die 
strukturschwachen Räume unseres Landes umzuschichten. 

Um unsere internationalen Absatzchancen weiter zu verbessern, wollen wir 
z. B. in Zusammenarbeit mit dem Landesgewerbeamt und den Industrie- und 
Handelskammern Informations- und Kontaktbüros für wichtige Partner­
länder schaffen , die besonders der mittelständischen Wirtschaft dienen. Was 
immer eine CDU-Landesregierung international tun kann, um die Chancen un­
serer Wirtschaft zu verbessern, sie wird es tun. 

- Wir setzen unsere Politik einer ausgewogenen Entwicklung der Infra­
struktur aller Landesteile fort. Der technische Fortschritt in der Wirtschaft wird 
bei uns nicht zu einer räumlichen Konzentration der Standorte von Betrieben 
führen . 

- In der Verkehrspolitik, die eine wesentliche Voraussetzung ist, um Stand­
orte zu dezentralisieren, werden wir nach vernünftigen Kompromissen su­
chen - sowohl bezüglich der Trassenfragen als auch bei der umweltfreundli­
chen Ausgestaltung der Verkehrsanlagen. Wir konzentrieren uns auf einige un­
erläßliche Netzergänzungen, die Verbesserung der Verkehrssicherheit und 
die Ortsumgehungen. Wir werden weiterhin die Stillegung von Bahnstrecken 
verhindern und den öffentlichen Nahverkehr im Verdichtungsraum wie im 
ländlichen Raum nach gleichen Maßstäben und mit gleichem Nachdruck unter­
stützen. Wir verlangen vom Bund eine Bundesfernstraßenplanung, die wie­
der vorhersehbar wird und sich an sachlichen Gesichtspunkten ausrichtet. 

e) Verbesserung der staatlichen Rahmendaten 
- Es ist unser Ziel in der staatlichen Haushaltspolitik: Die Summe der Neuver­
schuldung muß mittelfristig abgebaut werden . Es darf im übrigen nicht überse-
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hen werden , daß die bisherige Kreditaufnahme des Landes Baden-Württem­
berg in etwa so hoch liegt, wie die finanziellen Leistungen des Landes an andere 
Bundesländer im Rahmen des Länderfinanzausgleichs. Der öffentliche Korridor 
muß wieder verringert werden. Den Personalkostenanteil frieren wir auf dem 
gegenwärtigen Stand ein. Der öffentliche Dienst ist kein Arbeitsmarkt­
instrument. 

- Wir werden im Bundesrat und in allen politischen Erklärungen eindeutig den 
Kurs der Sozialen Marktwirtschaft fahren - gegen jede Form des Sozialismus. 
Von Wirtschaftspolitik verstehen wir mehr. Wir werden alles verhindern , was 
die Kritiker unserer marktwirtschaftlichen Ordnung unter Täuschung und gegen 
den Willen unserer Bürger anrichten wollen. Die CDU bleibt der Garant für eine 
freiheitliche und erfolgreiche Wirtschaftspolitik. 

f) Eingliederung der Vertriebenen und Aussiedler 
Wir werden die Eingliederung der Vertriebenen und Aussiedler fortsetzen und 
die Pflege ihrer heimatlichen kulturellen Werte fördern , in der Verwaltung , im po­
litischen Leben und in den Grundfragen unseres Volkes ihr Engagement und 
ihre Sachkunde nützen. 

2. Wir schaffen eine menschengerechte Umwelt 

Der Ausbau unseres Landes mit Einrichtungen der öffentlichen und privaten 
Versorgung und Verwaltung ist sehr weit gediehen. Auch bei Wohnungen und 
Betrieben haben wir einen hohen quantitativen Stand erreicht, Städte und Dör­
fer sind weiter gewachsen. Der Auf- und Ausbau unseres Landes ist auf vielen 
Gebieten so weit vorangekommen, daß wir heute unser Augenmerk mehr auf 
die Qualität, denn auf die Quantität richten können. Es gelten die Grund­
sätze „Ausbau vor Neubau" und „Erneuerung statt Abriß". Dies ist auch 
besonders im Hinblick auf den Landschaftsverbrauch wichtig. 

Wir müssen uns auch fragen, was geschieht in all den Einrichtungen, die wir ge­
schaffen haben? Sind sie von menschlichem Maß? Haben sie eine humane 
Zielsetzung? Mit dem mittelfristigen Stadt- und Dorferneuerungsprogramm 
haben wir beispielsweise einen Schritt getan, um unserer bewohnten Umwelt 
wieder ihr unverwechselbares Aussehen und hohe Wohnqualität zu geben. 

Darüber hinaus stellt sich uns immer drängender die Aufgabe, das natürliche 
Gesicht und die natürlichen Grundlagen unseres Landes zu erhalten. Die 
CDU wird auch weiterhin die Fehler einer unmenschlichen Modernität vermei­
den und nicht gedankenlos mit dem umgehen, was uns überliefert ist. Wir wollen 
vielmehr eine Heimat, die über eine gesunde Natur und eine reiche Kultur 
verfügt. Der Umweltschutz ist eine zu wichtige Sache, als daß man ihn grünen 
Grüppchen überlassen könnte, die bestenfalls teilweise gute Absichten vorzu­
weisen haben. Wo Umweltschutz gemacht wird, da ist die CDU nötig. 
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Die Probleme unserer Bürger sind heute vor allem Probleme der eigenen 
Orientierung, der vermißten und der verhinderten Mitmenschlichkeit und der 
persönlichen Entfaltung. Es sind individuelle, geistige Probleme. Die Politik 
kann darauf nur beschränkt antworten. Wir wissen aber, daß unser Land nur 
dann seinen Beitrag leisten kann, wenn es eine Politik von Freiheit und Ver­
antwortung betreibt, statt eine Politik der kollektiven Zwangsbeglückung 
etwa nach schwedischem Muster. Genau eine solche Politik, wie sie in Ansät­
zen auch von der Bundesregierung der letzten 10 Jahre verfolgt worden ist, hat 
die Probleme erst gebracht. Wir werden uns überall für die kleinen, überschau­
baren Einheiten , die Eigenverantwortung und Subsidiarität einsetzen. Wir wol­
len Freiheit, und nicht Bindungslosigkeit- wir wollen Lösungen und nicht 
nur Konflikte - wir wollen Partnerschaft und keinen Klassenkampf. 

a) Mehr Menschlichkeit 
- Wir führen unsere Politik der Pädagogisierung unserer Schulen mit Enga­
gement fort . Früher als andere haben wir erkannt, daß es nicht nur um die Ver­
mittlung von Wissen, sondern auch um den Mut zur Erziehung geht, daß Bil­
dung alle Seiten der jungen Menschen fördern soll und daß ein gegliedertes 
Schulwesen allen Fähigkeiten der je verschiedenen jungen Menschen individu­
ell entsprechen soll. Deshalb auch sind wir für die Stärkung des musischen 
und sportlichen Bereichs. 

- Die Gesamtschule als Regelschule, auch als alternative Regelschule, 
lehnen wir ab, weil sie den Einzelnen einer Ideologie der Gleichmacherei un­
terordnet und weil sie anstelle der überschaubaren Schule die zentralisierte 
Mammutschule setzt. 

- Weil sie sich im Erziehungs- und Leistungsbereich nicht als ein dem refor­
mierten gegliederten Schulsystem gegenüber gleichwertiges Schulsystem er­
wiesen hat, 

- weil sie sich erst noch in der Phase des Modellversuchs und der Konsolidie­
rung befindet 

- und weil die auf Bund-Länder-Ebene vorgesehene Auswertung des Gesamt­
schulexperimentalprogramms noch nicht abgeschlossen ist. 

Wir treten dagegen für die wohnortnahe Schule und für die volle Unter­
richtsversorgung auch an den kleinen Schulen ein. Die von uns berufene 
Kommission „ Anwalt des Kindes" hat wichtige Impulse zur menschlichen Ge­
staltung unseres Schulwesens gegeben. 

- Eine von der CDU geführte Landesregierung wird zusammen mit allen, die in 
unserem lande für Krankenhäuser und Heime verantwortlich sind , die Kon­
zepte weiterentwickeln , um die inneren Verhältnisse dieser Einrichtungen noch 
mehr auf den hilfsbedürftigen Menschen abzustellen. 

- Die CDU wird Maßnahmen der Gewerkschaften und der Unternehmen zur 
Humanisierung der Arbeitswelt unterstützen. Wir werden insbesondere mo-
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dellhafte Leistungen auf diesem Gebiet anregen, fördern und publizieren , sowie 
neue Maßnahmen erforschen und erproben lassen. 

b) Schutz der Umwelt 
- Wir wollen ein „Drittes Mittelfristiges Umweltschutzprogramm", um un­
sere bewährte und erfolgreiche Politik fortzusetzen. Einen Schwerpunkt legen 
wir auf eine leistungsfähige Umweltschutzverwaltung, die die bestehenden 
Gesetze auch verwirklichen kann. 

- Die CDU wird spezielle Leistungen des Landes für solche Bürgervorsehen, 
die durch öffentliche Großprojekte besondere Lasten zu tragen haben. 
Damit wollen wir nicht nur solche in unserer Zivilisation nötigen Projekte leichter 
realisieren, sondern auch insbesondere ihre Störungen für die Umwelt und die 
Nachbarn herabsetzen bzw. erträglich gestalten. 

- Neben zusätzlichen Maßnahmen gegen den Verkehrslärm sehen wir es als 
eine besondere Aufgabe an, die Abfallbeseitigung und die Abfallverwertung 
so zu ordnen , daß künftig weniger neue Rohstoffe verbraucht werden müssen. 
Das Land, die Kommunen und die Wirtschaft müssen auf diesem Gebiet zu­
sammenarbeiten, um die heute schon beachtliche Stellung Baden-Württem­
bergs auf dem Gebiet der Abfallwirtschaft erheblich auszubauen . Abfallver­
wertung ist eine der wenigen Rohstoffquellen unseres Landes. 

c) Neue soziale Aufgaben 
- Die Schwerpunkte unserer bisherigen Sozialpolitik führen wir fort: Die 
Familienpolitik, die sozialen Hilfen (Sozialstationen, offene Altenhilfe, Behinder­
tenhilfe) , die Krankenhausplanung, die Stadt- und Dorferneuerung. Hier haben 
wir in den vergangenen Jahren nachhaltige Akzente gesetzt, die auch in der Zu­
kunft ihre Berechtigung haben und uns leiten werden. In der Wohnungsbau­
förderung wollen wir noch mehr als bisher Familien und älteren Menschen 
helfen . Mehr noch als bisher wollen wir auch unserer Verantwortung gegen­
über den Aussiedlern gerecht werden. Wer als Deutscher seine ange­
stammte Heimat aufgegeben hat, um bei uns zu sein , dem sind wir alle Hilfe 
schuldig. 

- Mit Betroffenheit verfolgen wir den zunehmenden Drogenmißbrauch. Zur 
Lösung des Problems gibt es keine Patentrezepte. Notwendig ist die massive 
Bekämpfung des Drogenhandels aber auch der weitere Ausbau der Drogenbe­
ratung und der Behandlung Drogenkranker. Wir sind offen für jede erfolgver­
sprechende Lösung und versichern , daß die CDU alles sinnvolle unterstützen 
wird, um dieses Problem zu lösen. 

- Die volle Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau ist Ziel der CDU. 
Arbeitslosigkeit darf nicht zu einer „ Domäne" der Frauen werden. Die gerechte 
Würdigung der Leistungen der Hausfrauen und Mütter als Berufstätigkeit muß 
durch die Anerkennung für die Alterssicherung der Frau erreicht werden. Wir 
werden uns dafür in Bonn einsetzen. 
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- Frauen in Not brauchen unseren besonderen Schutz. Nur durch das Angebot 
von Hilfen wird es auch möglich sein, den Kampf gegen die „ Abtreibung aus so­
zialen Gründen" erfolgreich zu führen. Sie ist eines wohlhabenden Landes un­
würdig. 

- Diese Aufgeschlossenheit für neue Lösungen bringen wir auch allen Formen 
der Jugendarbeit entgegen, die unsere Jugend den Schritt in ihr eigenes Le­
ben und in unsere freiheitliche Gesellschaftsordnung ermöglicht. Beim 
künftigen Jugendhilferecht muß das Elternrecht und die Elternverantwortung 
gestärkt und nicht geschwächt werden. Der Vorrang der freien Träger der 
Jugendhilfe ist zu sichern. Wir glauben, daß Jugendarbeit nicht auf Kosten der 
Eltern geleistet werden kann. 

- Wir werden weiterhin alles tun, um das Bewußtsein für Heimat und Ge­
schichte, für Kunst und Kultur zu fördern. Dazu rechnen wir die Denkmal­
pflege, den Ausbau der Museen, die intensive Unterstützung der Vereine, die 
Förderung von landesbezogenen Ausstellungen und Festen. Die CDU ist die 
„Baden-Württemberg-Partei". 

3. Wir wollen mehr Freiheit und weniger Kollektivismus 

Die großen Entwicklungslinien der letzten Jahrzehnte zeigen, daß wir die Frei­
heit verlieren, wenn wir nicht aktiv für sie eintreten. Wir wollen den handlungs­
fähigen aber begrenzten Staat, nicht einen schwächlichen und uferlosen. 
Immer mehr möchten die Sozialisten dem Staat anvertrauen, doch die Union 
vertraut noch immer mehr dem Bürger. 

Der Staat soll sich auf die Aufgaben konzentrieren, die der Einzelne oder 
auch die Gesellschaft aus eigener Kraft nicht bewältigen können. Deshalb 
stärken wir die Familien , die freien Träger der Wohlfahrtspflege, die Vereine. 
Diese Hilfe zur Selbsthilfe ist menschlicher, kreativer, billiger und sie ist 
freiheitlicher. 

Der Staat soll dem Bürger gegenüber wieder dienstbarer werden , wo er ihn 
verwaltet, zurückhaltender, wo er in gesellschaftliche Entwicklungen eingreift 
und entschlossener, wo er das Gemeinwohl zu sichern hat. Bürgernähe ist 
zum Markenzeichen unserer Politik geworden, das von vielen übernommen 
worden ist. Wir werden sie auch künftig mit Leben füllen . 

Für mehr Freiheit und weniger Kollektivismus einzutreten bedeutet, für die 
Union und gegen die Linkskoalition zu sein. Baden-Württemberg hat eine wich­
tige Rolle im Bund zu spielen. Nicht auszudenken , welche Richtung die gesell­
schaftspolitische Entwicklung genommen hätte, wenn unser Land von SPD und 
FDP regiert worden wäre! Wir haben eine Haltefunktion in Bonn - ohne uns 
könnten Dämme gegen den Kollektivismus brechen und es würde „ tiefge­
pflügt" in Deutschland, wie Herbert Wehner es für den Fall einer SPD-Mehrheit 
angekündigt hat. Wir werden weiterhin demonstrieren, daß nur ein freiheitlich 
regiertes Land ein lebenswertes und ein liebenswertes Land ist. 
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a) Freiheit und Sicherheit 
- Wir verwirklichen den Sicherheitsplan II der CDU-Landesregierung, mit 
dem unser Polizeiwesen auf den neuesten Stand gebracht wird und unsere Ju­
stiz instandgesetzt wird , kriminelle Handlungen zügig zu bearbeiten und abzu­
urteilen. Die vorbeugende Kriminalitätsbekämpfung wollen wir besonders 
ausbauen. In Fragen der Inneren Sicherheit wird es bei der CDU keine mo­
dische Anpassung geben. Wir orientieren uns nicht am Beifall von der falschen 
Seite. 

- Wir halten den Staatsdienst wie bisher von Extremisten jeglicher Richtung 
frei. Unverzichtbar ist für uns: Die Prüfung aller Bewerber für den öffentlichen 
Dienst, wobei die Mitgliedschaft in einer extremistischen Organisation Zweifel 
an der Eignung als Beamter begründet. Die staatlichen Sicherheitsorgane 
werden in der CDU stets einen rechtsstaatlich handelnden Partner haben. 

b) Weniger Staat 
- Uns macht die ständige Zunahme der Staatstätigkeiten und -zuständigkeiten 
Sorge. Wir zweifeln, ob alles, was hier im laufe von Jahrzehnten gewachsen ist, 
heute wirklich noch nötig und sinnvoll ist. Eine CDU-geführte Landesregie­
rung wird deshalb dafür sorgen, daß ihr Handeln in konkreten Teilberei­
chen der Politik auf seine Effizienz hin kontrolliert wird. Diese Effizienzkon­
trolle wird sich an den politischen Zielen der jeweiligen Maßnahmen orientieren 
und empfehlenden Charakter haben. 

- Wir werden unsere Arbeit fortsetzen, Normen zu prüfen und abzubauen 
und das Verfahren, neue Normen zu schaffen, auf Verbesserungsmöglichkei­
ten hin untersuchen. Neue Normen müssen in Zukunft sorgfältiger und 
selbstkritischer vorbereitet werden. Die Arbeit zur Verbesserung der Bür­
gernähe in der Verwaltung wird fortgeführt, um ihre Erfolge zu sichern. 

- Wir werden das Netz an Planungen und Programmen so locker als mög­
lich knüpfen. Die Grundlinien einer freiheitlichen und dezentralen Landesent­
wicklung haben wir bereits festgelegt. Unser Bekenntnis zum ländlichen 
Raum wird auch in Zukunft kein Lippenbekenntnis bleiben. Wir sind nicht pla­
nungsgläubig , sondern vertrauen dem guten Ergebnis des Handelns unserer 
Bürger, der Kommunen und der übrigen öffentlichen Einrichtungen. Vertrauen 
in die Verantwortung zu setzen, d. h., für uns, mehr noch als bisher- z. B. im 
Hochschulbereich - überflüssige Kontrolle abzubauen, zu dezentralisieren 
und, wo immer es geht, Aufgaben zu privatisieren. Wir werden die Privatisie­
rung landeseigener Wohnungen fortsetzen. Wir werden insbesondere einen 
Wettbewerb veranstalten, um konkrete praktikable Privatisierungsmög­
lichkeiten herauszufinden, die wir dann umsetzen wollen. 

c) Freiheit gegen Zentralismus 
- Unsere Politik der Steuerentlastung verfolgen wir konsequent weiter. 
Es geht nicht an, daß der Staat durch Inflation und Steuerprogression heimlich 
immer mehr einnimmt, um dann alle paar Jahre unter großem Propagandaauf-
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wand sich gönnerhaft herbeizulassen, die notwendigen Korrekturen vorzuneh­
men. Es wird keine Ruhe an der Steuerfront geben. Die CDU ist die Partei der 
steuerlichen Entlastung und der Leistungsgerechtigkeit. Die Steuerpolitik 
ist für uns vor allem ein Mittel zur Staatsfinanzierung und kein Mittel der Gesell­
schaftsveränderung. 

- Wir verteidigen den Föderalismus, wo immer er vom Bund her angegriffen 
wird. Wir wollen Licht in das Dunkel der Grauzone zahlloser Bund-Län­
der-Gremien bringen und zu Vereinfachungen kommen . Das Profil und die 
Verantwortlichkeit der Länder muß klar hervortreten. Wir stehen im Bundes­
rat auf Wacht, um in den großen Fragen der Bundespolitik zu gewährleisten, 
daß freiheitliche Lösungen zum Zuge kommen. 

- Das Mischfinanzierungssystem über die Gemeinschaftsaufgabe „ Verbesse­
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" sollte aufgelöst werden. Die dabei frei­
werdenden Bundesmittel müssen den Ländern in voller Höhe zufließen . Den 
momentan in Baden-Württemberg nach der Gemeinschaftsaufgabe geförder­
·ten Gebieten sollen durch die Systemänderung keine Fördermittel verloren ge­
hen; eine entsprechende Berücksichtigung im Landesprogramm ist sicherzu­
stellen. 

- Eine von der CDU geführte Landesregierung wird auch künftig über den Bun­
desrat darauf hinwirken, daß der Bund, statt immer mehr in die Länder hinein­
zuregieren und gesellschaftspolitische Umwälzungen einzuleiten, sich auf 
seine eigentlichen Aufgaben besinnt und die Sicherheit sowie die nationa­
len wirtschaftlichen und politischen Interessen Deutschlands einschließ­
lich der gesamtdeutschen Verantwortung wahrt. 

- Wir wollen mehr Freiheit und Pluralismus in den Funkmedien, ohne daß 
wir Probleme, die mit diesen Medien z. B. im Hinblick auf die Familie bekanntlich 
einhergehen, vermehren möchten. Das Kabelfernsehen prüfen wir mit aller 
Vorsicht. Eine Garantie und Ausweitung der öffentlich-rechtlichen Mono­
polstrukturen kann es aber für eine freiheitliche Partei nicht geben. 

4. Unsere Grundüberzeugungen 

Die CDU Baden-Württemberg wird im übrigen ihre bewährte Politik fortsetzen. 
Diese Wahlplattform soll dem Bürger eine Richtschnur dafür sein, was die CDU 
an Neuem bringen will. Hinter diesen konkreten politischen Vorhaben stehen 
politische Grundüberzeugungen. Aus ihnen heraus werden wir auch die uns 
heute noch unbekannten Probleme und Aufgaben lösen: 

Die CDU Baden-Württemberg anerkennt die Grenzen des Machbaren, die 
Grenzen des wirtschaftlich zu Lösenden, die Grenzen ihres eigenen Vermö­
gens und die Grenzen der Politik im freiheitlichen Gemeinwesen. So unvoll­
kommen wir sind und in der Politik sein müssen, so sehr brauchen wir die Er­
gänzung durch verbindliche, gelebte und geförderte Grundwerte und durch in­
takte gesellschaftliche Einrichtungen. 
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Zu den Grundwerten und Tugenden, ohne die Menschen nicht glücklich und 
Ordnungen nicht lebensfähig werden können, rechnen wir Freiheit und Eigen­
verantwortung, Leistungsbereitschaft, Pflichterfüllung und opferbereite Näch­
stenliebe, Wahrhaftigkeit und gegenseitiges Vertrauen , die Fähigkeit zum 
Kompromiß, zur Partnerschaft und zur praktischen Mitverantwortung, den Mut, 
Fehlentwicklungen entgegenzutreten und unsere Gesellschaftsordnung gegen 
ungerechtfertigte Angriffe zu verteidigen. 

Eine neue Geisteshaltung ist von uns gefordert: Endlich der Dauerkritik, der 
Wehleidigkeit, dem Krisengerede und dem Pessimismus mit einer lebensbeja­
henden Einstellung und einer Bereitschaft zur praktischen Verbesserung ent­
gegenzutreten. Glück ist für uns politisch nicht machbar. Aber gerade weil 
wir das wissen, versprechen wir dem Bürger keine Utopien und wir ent­
täuschen ihn nicht. 

So sehr wir die zunehmenden persönlichen Schwierigkeiten des heutigen Men­
schen nicht lösen können, so sehr brauchen wir gesellschaftliche Einrichtun­
gen, die das leisten, was die Politik nicht leisten kann: 

Die Familien und die Kirchen sind hier an erster Stelle zu nennen, aber auch 
die kleinen überschaubaren Einheiten in den Vereinen oder der kommunalen 
Selbstverwaltung. Hier werden Werte gelebt und erfahren. Die Privatinitia­
tive in Wohlfahrtsverbänden, kommunalen Bürgeraktionen, der Nachbar­
schaftshilfe und das Engagement des Bürgers im Bereich von Natur, Kultur, 
Heimat und Geschichte ist unersetzlich. Wir wissen, daß viele unserer Mit­
bürger hier ihren Beitrag zum Gemeinwohl leisten und wir erwarten von al­
len bedeutenden gesellschaftlichen Kräften, besonders den Verbänden und 
den Medien, daß sie ihrer Mitverantwortung gerecht werden. 

Die politische Voraussetzung für all dies ist aber die Freiheit. Die Freiheit ist je­
nes Ziel, das die Erfüllung aller anderen Ziele erst möglich macht. Freiheit 
im Staat als Voraussetzung der Demokratie - Freiheit in der Wirtschaft als 
Voraussetzung sozialer Gerechtigkeit, Freiheit in der Gesellschaft als Voraus­
setzung für Leistung und persönliche Verantwortung. Deswegen versteht sich 
die CDU als eine Partei der Vielfalt, des Wettbewerbs, der Selbständigkeit, der 
überschaubaren Verantwortlichkeiten - sie versteht sich als die Partei der sitt­
lich gebundenen Freiheit. 
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IV. Der Aufruf 

Wir rufen unsere Mitbürger im lande auf, der CDU die Treue zu halten. Heute 
geht es uns besser als 1976. Wer uns damals gewählt hat, der kann dies mit 
noch größerer Berechtigung 1980 tun. Nun werden die Weichen gestellt für 
die achtziger Jahre. Wird es ein Jahrzehnt der stetigen und soliden, der 
freiheitlichen und erfolgreichen Fortentwicklung unseres Landes sein? 

Dies liegt, liebe Mitbürger, in Ihrer Hand. Der Sozialismus ist noch keinem Land 
gut bekommen, derjenige von Herrn Eppler nicht einmal seiner eigenen Partei. 
Die FDP tat so, als sei sie frei. Dabei will sie nur Wählerstimmen erobern. Sie hat 
damit ihre Seriosität und Substanz verloren. Wer die FDP wählt, der wählt eine 
Partei , die ihre Koalitionsträume mit der SPD noch nicht einmal mehr auszu­
sprechen wagt. 

Es bleibt die CDU. Sie hat sich bewährt. Sie hat Ihre Stimme verdient. Diese, 
Ihre Stimme brauchen wir, um geradlinig und kraftvoll weiterregieren zu können. 
Nur für uns zu sein, das genügt nicht. Wer uns will, der muß uns wählen. 

Aus Liebe zum Land 

CDU 
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